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Neue Energie

Die Energiewende in Deutschland: bürgernah,
wirtschaftlich erfolgreich, sozial gerecht und
ökologisch verantwortlich.

Aktuell.
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Die Leitidee sozialdemokratischer 

Energiepolitik.

Die Reaktorkatastrophe von Fukushima zeigt mit

all ihren Bildern der Zerstörung und des Leids, mit

der dauerhaften Vertreibung von mehr als hun-

derttausend Menschen aus ihren Häusern, mit der

Einrichtung von Sperrzonen und der damit verbun-

denen Zerstörung ihrer kulturellen und sozialen Le-

bensumgebung, mit der begründeten Angst der

Menschen vor Radioaktivität in der Luft, im Wasser

und in Lebensmitteln: Nicht nur nukleare Waffen-

arsenale, sondern auch die Nutzung der Atomener-

gie zur Stromerzeugung ist unverantwortlich und

menschenfeindlich. Die Schäden sind irreparabel,

sie können nicht wieder gut gemacht oder mit Geld

ausgeglichen werden. In Deutschland könnten die

Auswirkungen derartiger Unfälle in unmittelbarer

Nähe der großen Ballungszentren wie Hamburg,

Frankfurt oder München noch vielfach größer sein.

Eine Energieform, deren Auswirkungen so men-

schenfeindlich sein können, die auch zukünftige

Generationen belastet und die die Zukunftsfähig-

keit von Staat und Gesellschaft zerstören kann, ist

ethisch nicht verantwortbar. 

Uns Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten

ist das seit gut drei Jahrzehnten klar. Deshalb hat

die sozialdemokratisch geführte Bundesregie-

rung mit Bundeskanzler Gerhard Schröder ab

1998 den Ausbau der Erneuerbaren Energien und

die Erhöhung der Energieeffizienz massiv geför-

dert. Deswegen haben wir Sozialdemokratinnen

und Sozialdemokraten 2000/2002 einen Energie-

konsens zum Ausstieg aus der Atomenergie

durchgesetzt. Diese Politik war aus ethischen

Gründen ebenso richtig wie wirtschaftlich, sozial

und ökologisch vernünftig. 

Die Aufkündigung dieses Energiekonsenses durch

CDU/CSU und FDP und die CDU-Kanzlerin Angela

Merkel war unnötig, ethisch unverantwortlich,

wirtschaftlich schädlich und zudem ein erschre-

ckendes Beispiel für eine ausschließlich an den

Lobbyinteressen großer Konzerne orientierten Po-

litik. Die Rückkehr zum Atomausstieg bedarf daher

keiner neuen ethischen Begründung, sondern ist

nur die Korrektur einer dramatischen politischen

Fehlentscheidung der schwarz-gelben Bundesre-

gierung. Die Kosten dieses energiepolitischen Zick-

Zack-Kurses sind allerdings für unsere Volkswirt-

schaft enorm. Die Energiewende hat viel Zeit ver-

loren, wichtige Investitionen wurden nicht recht-

zeitig getätigt. Die Bundesregierung von CDU/CSU

und FDP steht deshalb in der Verantwortung, die-

se Kosten nicht den Bürgerinnen und Bürgern so-

wie den Unternehmen und Betrieben unseres Lan-

des aufzubürden. 

Die Rückkehr zum Atomausstieg und die Wieder-

aufnahme der Energiewende ist eine erneute

Chance für einen energiepolitischen Konsens, der

von allen Teilen der Gesellschaft getragen wird. 

Energiepolitik durchdringt alle Bereiche der Ge-

sellschaft. Wirtschaftsstruktur, Arbeitsplätze,

Wohnen-Leben-Wohlfühlen-Verhalten, Gesund-

heit, Bewegungsfreiheit (Verkehr), Friedenspoli-

tik: Die SPD setzt sich die Aufgabe, diese Ziele in

einem neuen integrativen Ansatz miteinander

zusammenwirkend zu verbinden und Deutsch-

land unabhängiger zu machen von der Ressour-

cenknappheit und voranzugehen bei der interna-

tionalen Lösung der Energie- und Klimakrise. Die-

se neue Energiepolitik gehört für die SPD zum

Kernbestand der ökologischen und sozialen Er-

neuerung unserer Marktwirtschaft. 

Wir wollen, dass es den Menschen in einer Welt

mit knapper werdenden Ressourcen besser geht.

Das ist möglich, weil nicht die unbeschränkte

Nutzung von Öl, Gas, Kohle das Glück bringt, son-

dern die Befriedigung der menschlichen Bedürf-

nisse nach Wärme, nach Bewegungsfreiheit und

nach Wohlstand und Frieden im eigenen Land

und auf der ganzen Welt. Unter markwirtschaft-

lichen Bedingungen geht das nur, wenn nicht

mehr an der Energieverschwendung und am

Energieabsatz allein verdient wird und der Ein-

fluss der Energiemonopole, die diese Ziele vertre-

ten, zurückgedrängt wird. Das gelingt nur dann,

wenn sich der gesamte Prozess der zukünftigen

Energieversorgung und -verwendung wesentlich

stärker als bisher auf die Zivilgesellschaft stützt. 
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Die Voraussetzungen dazu sind besser als je zuvor.

Internet, intelligente Software und mobile Kom-

munikation haben die Voraussetzungen geschaf-

fen, dass individuelles Handeln und übergreifende

Koordination auf neue Weise zu niedrigen Kosten

miteinander verbunden werden können (intelli-

gente Stromzähler etc.). Mit den Erneuerbaren

Energien steht eine Technologie zur Verfügung,

die für dezentrale Energieerzeugung ideal geeig-

net ist. Wir wollen, dass Entscheidungen getroffen

werden. Wir wollen, dass bestehenden Blockaden

überwunden werden. Zu lange Zeit wurde auf

Kosten der Natur und nachfolgender Generatio-

nen gelebt. Jetzt müssen wir in die Zukunft inves-

tieren. Das kostet Geld. Wir können deshalb nicht

versprechen, dass die warme Wohnung billiger

wird oder das Autofahren weniger kostet. Aber wir

versprechen, dass die Investitionen, die wir heute

machen, uns und unsere Kinder morgen vor Schä-

den und Katastrophen wie dem Klimawandel oder

Reaktorunfällen schützen. Wir brauchen dazu

nicht nur eine neue Energiepolitik, sondern auch

die Solidarität der Menschen und ihre Eigeninitia-

tive, ihr Handeln für das gemeinsame Ziel, nicht

mehr abhängig zu sein von Öl, Kohle und Kern-

energie und von denen, die damit auf unsere Kos-

ten Milliarden verdienen. 

Wir brauchen eine Energiewende, bei der alle

mitmachen. Wir schaffen die Voraussetzungen

dafür, dass jeder dabei mitmachen kann und

dass die Energiewende gelingt.

Dreizehn Grundsätze 

sozialdemokratischer Energiepolitik.

Grundsatz 1

Abschaltung aller deutschen AKWs innerhalb 

eines Jahrzehntes

Die Nutzung von Energiequellen, die ganze Re-

gionen auf Dauer schädigen oder gar unbewohn-

bar machen oder machen können, lehnt die sozi-

aldemokratische Partei ab.

Schon deshalb müssen in Deutschland alle Atom-

kraftwerke so schnell wie möglich – innerhalb ei-

nes Jahrzehntes – abgeschaltet werden. 

Grundsatz 2

Mit atomaren Abfällen verantwortungsbewusst

umgehen

Wir Sozialdemokraten werden die begonnene

Sanierung und Rückholung von unverantwortlich

gelagerten Abfällen in Morsleben und Asse II

fortsetzen, die dabei entstehenden Kosten durch

die Atomwirtschaft bezahlen lassen und wollen

endlich ein sicheres Endlager für die hochradio-

aktiven Abfälle in Deutschland schaffen. Das ist

die zwingende Voraussetzung für einen wirksa-

men Energie- und Atomkonsens.

In unserer Verantwortung haben wir mit der Ge-

nehmigung des Endlagers Schacht Konrad das

erste deutsche Endlager für schwach und mittel-

radioaktive Stoffe ebenso geschaffen wie die Kri-

terien für die Suche nach einem Endlager für

hochradioaktive Stoffe. Und wir haben mit der

Sanierung des maroden Morsleben begonnen

und nach Jahrzehnten des Verschweigens und

Vertuschens die Voraussetzungen für die Rück-

holung der unverantwortlich an den Salzstock

Asse II verbrachten atomaren Abfälle. Dieser Pro-

zess der Rückholung bedarf dringend einer Be-

schleunigung. Die Kosten für diese Sanierung

von Morsleben und Asse II, sowie für den Rück-

bau atomarer Altanlagen aus Forschung und

Stromproduktion dürfen dabei nicht länger den

Steuerzahlern aufgebürdet, sondern müssen in

Zukunft durch die Verursacher – die Atomwirt-

schaft – finanziert werden. Auch bei der Suche

nach einem sicheren Endlager für hochradioakti-

ve Stoffe wäre Deutschland wesentlich weiter,

wenn CDU und CSU eine ergebnisoffene Endla-

gersuche auf der Basis der entwickelten Kriterien

nicht seit Jahren blockieren würden. Diese Blo-

ckade muss umgehend beendet werden. Es ist zu

prüfen, ob am bisherigen Konzept sicherer Ab-

schluss von der Biosphäre festzuhalten ist oder

neuere Überlegungen zur teilweisen oder voll-

ständigen Rückholbarkeit zum Tragen kommen.
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Wir halten am Konzept einer nationalen Endla-

gerung nach Prüfung verschiedener alternativer

Standorte fest.

Grundsatz 3:

Deutschland bleibt ein starker Industriestandort.

Die neuen Produkte und Dienstleistungen, die

unsere Energiepolitik anreizt, werden Deutsch-

land weiter stärken. Hierbei kommt es darauf an,

bestehende und neue Industrien effizient mitei-

nander zu vernetzen. Wir brauchen eine ambitio-

nierte Industriepolitik, die weltweit wirtschaft-

lich erfolgreich ist und diesen Erfolg mit sozialer

Sicherheit und ökologischer Nachhaltigkeit ver-

bindet. Wir werden Deutschland zur energie-

und rohstoffeffizientesten Volkswirtschaft der

Welt machen.

Wir erkennen, dass sich die deutsche Grundstoff-

industrie und die nachgelagerten Branchen im

internationalen Wettbewerb auch gegen solche

Konkurrenten behaupten müssen, die zu subven-

tionierten Energiepreisen und ohne strenge kli-

mapolitische Vorgaben wie dem europäischen

Emissionshandelssystem wirtschaften. Deshalb

bekennt sich die SPD offensiv dazu, diese Indus-

trie und das produzierende Gewerbe von natio-

nalen Belastungen zu befreien, die die interna-

tionale Wettbewerbsfähigkeit gefährden.

Grundsatz 4: 

Wir schaffen zukunftsfähige Arbeit durch die

Energiewende

Die Energiewende wird Gute Arbeit, Ausbildung

und Einkommen für hunderttausende Menschen

schaffen und sichern, gerade auch in den ländli-

chen Regionen. Zukunftsfähige Arbeit können

wir nur sichern und ausbauen, wenn wir uns im

globalen Wettbewerb den Herausforderungen

der Energiewende und des Klimaschutzes stellen.

Die Energiewende ist das größte Wirtschafts-

und Beschäftigungsförderungsprogramm aller

Zeiten.

Grundsatz 5: 

Wir wollen Kostenstabilität.

Eine weitere Abhängigkeit von fossilen Energie-

trägern wird wegen der weltweiten zunehmen-

den Knappheit von Energierohstoffen unweiger-

lich zu einer weiteren Erhöhung der Energieprei-

se für Mieter, Autofahrer und Stromabnehmer,

aber auch für die Industrie führen. Daran könnte

auch die Atomenergie nichts ändern. Der Um-

stieg in eine neue Energiewirtschaft ist erforder-

lich, um diese Abhängigkeit und damit den wei-

teren Anstieg der Ausgaben für Verkehr, Wärme

und Strom so schnell wie möglich zu beenden.

Die Investitionen von heute sind jedoch die Kos-

tenentlastungen von morgen. Diese Kostenent-

lastungen werden sich nicht nur in den unmittel-

baren Energiepreisen zeigen, sondern ebenso in

der Vermeidung zusätzlicher Kosten, die durch

die Schäden des bisherigen Energieerzeugung

und Nutzung entstehen. 

Grundsatz 6: 

Effizient und 100 % Erneuerbare Energien.

Nur eine Energiewirtschaft auf der Basis von er-

neuerbaren Energiequellen, die alle nationalen

Ressourcen so intelligent und so effizient wie

möglich nutzt, kann sich aus der Abhängigkeit

von fossilen und den Gefahren von nuklearen

Ressourcen befreien. Unser Ziel ist es, den deut-

schen Energiebedarf bis 2050 vollständig aus Er-

neuerbaren Energien zu decken. Um dieses Ziel

auch zu erreichen, muss die Energieforschung

insgesamt deutlich ausgeweitet werden und die

verschiedenen Forschungsaktivitäten besser ver-

netzt werden. Diesem Anspruch muss auch das

6. Energieforschungsprogramm genügen und die

gesamte Bandbreite der erneuerbaren Energien

und der Effizienztechnologien einbeziehen

Grundsatz 7: 

Wir gehen voran beim Klimaschutz.

Der Atomausstieg ändert nichts an unseren na-

tionalen und internationalen Klimaschutzzielen. 
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Wir werden bis 2020 die deutschen Treibhausgas-

emissionen um 40 % und bis 2050 um 95 % gegen-

über 1990 senken. Wir setzen uns für vergleichbar

ambitionierte Klimaschutzziele weltweit ein. 

Grundsatz 8: 

Eine neue Energiepolitik sorgt für Lebensqualität.

Seit 150 Jahren geht es der SPD um die Qualität

des Lebens. Vor fünfzig Jahren warb Willy Brandt

für mehr Lebensqualität durch Umweltschutz

(„Blauer Himmel über der Ruhr“). Auch mit dem

Umstieg in eine neue effiziente, intelligente

Energiewirtschaft wollen wir erreichen, dass sich

die Lebensqualität auf Dauer verbessert. Neue

Produkte und Dienstleistungen sichern Arbeits-

plätze, die Wohnqualität steigt durch bessere

Gebäudedämmung und intelligente Energiema-

nagementmaßnahmen. Eine andere Mobilität

reduziert Abgase und Feinstaubbelastungen, die

Nutzung von Bus und Bahn wird durch neue

Technologien erleichtert. Technische Innovation

und Energieforschung werden wir mit For-

schungsprogrammen unterlegen, die neue intel-

ligente Energiewirtschaft in konkrete Produkte

für den Alltag überführt. 

Grundsatz 9:

Mehr Demokratie, mehr Selbstbestimmung,

mehr Wettbewerb. Die Energiewende gelingt

nur „von unten“. 

Die Sozialdemokratische Partei wird dafür sorgen,

dass die Monopole der vier großen Energieversor-

gungsunternehmen reduziert werden, die zu

überhöhten Preisen, Wettbewerbsverhinderung

und Blockade der Energiewende geführt haben.

Wir schaffen die Voraussetzung dafür, dass Stadt-

werke, Genossenschaften und einzelne Bürger eine

demokratisch kontrollierte und dezentral organi-

sierte Energieversorgung aufbauen können. Wir

wollen ein Internet der Demokratie mit Millionen

intelligent vernetzter Energieproduzenten und -

konsumenten, in der Stadtwerke und Handwerker,

Vermieter und Mieter sowie Nachbarkommunen

und Regionen zusammenarbeiten.

Grundsatz 10

Energiewende aus einem Guss.

Wir brauchen eine Energiewende aus einem

Guss. Dazu muss der Staat Institutionen schaf-

fen, bei denen Gestaltungskompetenz und Ex-

pertise zusammen kommen, um so Synergien für

den Umbau der Energielandschaft in Deutsch-

land zu nutzen. 

Mehr dauerhafte Beteiligung von Wissenschaft,

Wirtschaft und Gesellschaft muss in Form eines

Bürgerforums Energie beim Deutschen Bundes-

tag eingerichtet werden, auf dem die energiepoli-

tischen Weichenstellungen debattiert und beglei-

tet werden. Ebenfalls im Bundestag wird ein Par-

lamentsbeauftragter für die Energiewende ange-

siedelt. Und schließlich müssen wir die Kompe-

tenzen der Energiepolitik endlich in einem Minis-

terium bündeln – das ständige Kompetenzgeran-

gel zwischen Wirtschafts-, Umwelt- und Ver-

kehrsministerium muss endlich beendet werden.

Grundsatz 11

Infrastrukturmodernisierung mit 

Bürgerbeteiligung entscheiden.

Die Energiewende benötigt den Ausbau sowie

die Modernisierung der Energienetze und -spei-

chermöglichkeiten. Wir wollen die notwendigen

Entscheidungen treffen und die Umsetzung be-

schleunigen. Die Transparenz über den tatsächli-

chen Bedarf und die breite Beteiligung der Öf-

fentlichkeit sind dabei eine Voraussetzung und

kein Hindernis.

Grundsatz 12

Fossile Energieträger als Brücke ins Zeitalter der

Erneuerbaren Energien – die fossilen Energie-

technologien weiter entwickeln.

Fossile Energieträger sind die Brücke ins Zeitalter

der Erneuerbaren Energien. Daher werden wir
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Deutschlands Kompetenz in effizienten Techno-

logien zur Gewinnung und Verwertung von fossi-

len Energieträgern weiter stärken. Die Realisie-

rung der bereits genehmigten und im Bau befind-

lichen Kohle- und Gaskraftwerke ist notwendig

und unumstritten. Die darüber hinaus gehenden

notwendigen zusätzlichen Investitionen in eine

gesicherte Kraftwerksleistung in der Größenord-

nung von 10 Gigawatt müssen – neben der Ein-

haltung der Klimaziele und zur Unterstützung

eins immer höheren Anteils Erneuerbarer Ener-

gien – vorrangig für eine schnelle und flexible

Lastregelung im Elektrizitätsnetz zur Verfügung

stehen. Dafür werden wir die gesetzlichen Rege-

lungen im Energiewirtschaftsgesetz und im Bun-

desimmissionsschutzgesetz treffen.

Die Abscheidung, Speicherung und Wiederver-

wertung von Kohlendioxid wollen wir weiterent-

wickeln und sichere und gesicherte Rahmenbe-

dingungen dafür schaffen. 

Grundsatz 13:

Wir wollen auch international erneuerbare ‘

Energien fördern und den Ausstieg aus der

Atomtechnologie voran bringen.

Wir werden uns dafür einsetzen, dass sich die er-

neuerbare Energiewirtschaft so schnell wie mög-

lich auch international durchsetzt. Dazu gehört

es, dass wir uns auch international für einen Aus-

stieg aus der Atomenergie einsetzen. 

Ein wichtiger Schritt auf diesem Weg ist eine grund-

legende Überarbeitung des Euratom-Vertrages.

Außerdem werden wir uns dafür einsetzen, im

nächsten EU-Forschungsrahmenprogramm die

Erfahrungen und Weiterentwicklung der Erneu-

erbaren Energien verstärkt zu fördern einschließ-

lich der Entwicklung von Techniken zum sachge-

mäßen Rückbau von Atomkraftwerken. 

Um den Ausstieg aus der Atomenergie internatio-

nal zu fördern ist es grundlegend, dass Deutsch-

land keine Atomtechnologie exportiert oder Bürg-

schaften für derartige Geschäfte übernimmt. Auch

dürfen die deutschen Landesbanken derartige Pro-

jekte im Ausland nicht mehr finanzieren. 

3. Die aktuelle Herausforderung

Wir wollen, dass es den Menschen in der einen

Welt mit knapper werdenden Ressourcen besser

geht. Das ist möglich, weil nicht die unbe-

schränkte Nutzung atomarer und fossiler Ener-

gieträger an sich Wohlstand und Sicherheit

bringt, sondern die Befriedigung der menschli-

chen Bedürfnisse nach Wärme, nach Bewegungs-

freiheit und nach Wohlstand und Frieden im ei-

genen Land und auf der ganzen Welt. Dazu brau-

chen wir neben effektiverer Energienutzung und

erneuerbaren Energiequellen ein intelligenteres

Energie- und Rohstoffmanagement als zuvor.

Energie- und Ressourcenverschwendung dürfen

nicht Grundlage unseres Wirtschaftens sein.

Es geht um die zukünftigen Chancen für Arbeit,

Einkommen, Wertschöpfung und Klima. 

Es geht um ein neues Entwicklungsmodell, eine

andere Art des Wirtschaftens. Es geht um den

überfälligen Einstieg in die Erneuerbaren-Ener-

gien-Wirtschaft. Diesen wollen wir jetzt ent-

schlossen einleiten und vorantreiben.

3.1 Klimaschutz und Energiesicherheit als 

nationale und globale Herausforderung

Die internationale Klimaforschung zeigt uns,

dass die globalen Temperaturerhöhungen die ge-

samte Menschheit gefährden und dafür die dra-

matisch gestiegenen und weiter steigenden

Emissionen von Kohlendioxid und anderen Treib-

hausgasen durch den Menschen verantwortlich

sind. Die Begrenzung des Temperaturanstiegs

um maximal zwei Grad Celsius bis zum Ende des

Jahrhunderts ist die Voraussetzung dafür, dass

die sozialen, ökologischen und ökonomischen

Folgen des Klimawandels beherrschbar bleiben.

Klimapolitik hat dabei einen langen Bremsweg
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und erfordert energische Entscheidungen in der

Gegenwart, um die Zukunft nicht zu gefährden.

Der CO2-Ausstoß muss bis spätestens 2050 welt-

weit um 85 - 90 % reduziert werden. 

Wenn Deutschland bis 2050 gegenüber 1990 sei-

ne Emissionen von Treibhausgasen um 95 % sen-

ken will, werden die verbliebenen Emissions-

möglichkeiten für einige nicht zu substituierende

industrielle Prozesse und die Landwirtschaft be-

nötigt. Daraus folgt, dass die Stromerzeugung bis

2050 CO2-frei, die Wärme-/Kälteproduktion für

Gebäude und Industrie sowie Mobilität bis 2050

zumindest völlig klimaneutral sein müssen.

So wichtig das Fernziel ist, so bedeutsam sind

Zwischenschritte: 40 % weniger CO2 bis zum Jahr

2020, mindestens 60 % bis 2030 und mindestens

80 % bis 2040 zeigen, vor welchen Herausforde-

rungen wir stehen. 

Die Politik dieser Sektoren muss dafür die richti-

gen Weichenstellungen ergreifen und dabei

langfristige Investitionszyklen derart berücksich-

tigen, dass schon heute die notwendigen Vorga-

ben gemacht werden, um die jeweiligen Kli-

maschutzziele bis 2050 in den Sektoren sicher er-

reichen zu können.

Eine aktuelle Studie zum wirtschaftlichen Nutzen

von Maßnahmen zur Reduktion des Ausstoßes von

Treibhausgasen zeigt dabei: Die Verschärfung des

Treibhausgasreduktionsziels in der EU bis 2020 von

20 auf 30 % führt sogar zu positiven Wachstums-

und Beschäftigungseffekten. Das jährliche BIP-

Wachstum in der EU steigt um 0,6 Prozentpunkte,

das EU-BIP läge 2020 um 642 Mrd. € (5,8 %) über

dem Basisszenario, bis zu 6 Mio. zusätzliche Ar-

beitsplätze würde generiert. Die Arbeitslosenquote

sinkt auf 5,3 % (gegenüber 7,6 % im Basisszenario)

und der Anteil der Investitionen am BIP steigt von

18 auf 22 %. Davon würden alle Wirtschaftszweige

profitieren, der Bausektor prozentual besonders

stark (+25 %, Industrie +9 %), u. a. durch energeti-

sche Gebäudesanierung und Infrastrukturausbau. 

Die Zahlen zeigen, dass Klimaschutz nicht nur eine

ökologische Notwendigkeit ist, sondern auch viel-

fältige ökonomische und soziale Chancen bietet.

Mit jedem Fass Öl, mit jedem Kubikmeter Gas,

mit jeder Ladung Uran, die nicht mehr gebraucht

werden, verringert sich unsere Energierechnung

gegenüber dem Ausland, gerade gegenüber geo-

politisch instabilen Regionen. Investitionen in

den nachhaltigen Umbau der Energieversorgung

haben also eine vierfache Dividende: Geringere

Importabhängigkeit, stabile Energiekosten, mehr

Arbeitsplätze und mehr Wertschöpfung im eige-

nen Land.

Die Verknappung der fossil-nuklearen Rohstoffe

wird zudem eine permanente sicherheitspoliti-

sche Herausforderung. Viele Rohstoffe liegen in

Regionen mit instabilen politischen Verhältnis-

sen und selbst dort, wo sie stabil sind, entstehen

enorme Auseinandersetzungen – Konflikte, die

nicht nur wirtschaftspolitisch geführt werden,

sondern auch eine Zunahme militärischer Ausei-

nandersetzungen erwarten lassen. Daher ist eine

erneuerbare Energiewirtschaft auch ein Beitrag

für eine friedlichere Welt.

3.2 Den Ausstieg aus der Atomenergie vollziehen

Die von der schwarz-gelben Bundesregierung im

vergangenen Herbst beschlossene Kündigung

des gesellschaftlichen Konsenses zum Ausstieg

aus der Atomenergie war politisch falsch und

energiepolitisch verantwortungslos. Das nach

der Atomkatastrophe von Fukushima verkündete

3-monatige Moratorium war ein wahltaktisches

Manöver, für das CDU und FDP bei den Landtags-

wahlen abgestraft wurden. Es bleibt zweifelhaft,

ob der tragischen Katastrophe in Fukushima tat-

sächlich ein ehrliches, ein konsequentes Umden-

ken folgt. 

Die Bundesregierung hat durch die Verlängerung

der Laufzeiten der Atomkraftwerke notwendige

Investitionen in die Infrastruktur für eine zeitge-

mäße Energieversorgung verzögert. Sie hat da-

mit gleichzeitig bestehende Monopolstrukturen
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zementiert, die vier großen Energieversorger ge-

stärkt, die dezentralen und kommunalen Versor-

gungsstrukturen geschwächt und somit den not-

wendigen Wettbewerb auf dem Energiemarkt

unterbunden. Die Folgen sind höhere Stromprei-

se, die Gefährdung der Wettbewerbsfähigkeit

des Wirtschaftsstandortes Deutschland und das

Abwürgen von wichtigen Zukunftsinvestitionen

in die regionalwirtschaftlichen Wertschöpfungs-

ketten. 

Das magische Dreieck der Energieversorgung, be-

stehend aus Versorgungssicherheit, Nachhaltig-

keit und Bezahlbarkeit muss neu definiert und

konstruiert werden. Die Atomkraft war dazu nie

geeignet. Selbst Kraftwerke der fünften oder

sechsten Generation könnten niemals wirt-

schaftlich betrieben werden, wenn man ehrlich

alle Kosten mit einpreisen würde. Die Atomkraft

in Deutschland ist bislang direkt und indirekt mit

ca. 160 bis 186 Mrd. Euro bezuschusst worden.

Selbst die Kosten für die Komplettumstellung

unserer Energieversorgung auf Erneuerbare

Quellen würde weniger Kosten verursachen

Wir müssen jetzt konsequent den Weg für den

Ausstieg aus der Kernenergie beschreiten, das ist

die Lehre aus den Ereignissen in Japan. Japan hat

eines gezeigt: Auch ein Hochtechnologieland wie

Japan ist nicht in der Lage, die Risiken der Kern-

energie zu beherrschen. Sicherheit muss die

oberste Priorität in der Energieversorgung und

beim Betrieb von Kernkraftwerken sein. Auch in

Deutschland gab es seit den 70er Jahren mehr als

4.000 meldepflichtige Vorfälle in deutschen

Kernkraftwerken.

Wir halten am Ausstieg aus der Atomenergie fest

und werden diesen gegenüber dem Ausstiegsbe-

schluss des Jahres 2002 weiter beschleunigen

können, da heute bereits mehr Alternativen zur

Verfügung stehen. Bis spätestens 2020 zum Ende

dieses Jahrzehnts können und müssen alle deut-

schen Atomkraftwerke abgeschaltet sein, die

derzeit abgeschalteten Atomkraftwerken müs-

sen dauerhaft vom Netz bleiben. 

Wir werden ein beschleunigtes Ausstiegsszena-

rio verfolgen, das den aktuellen Entwicklungen

bei den Erneuerbaren Energien gerecht wird und

Effizienzsteigerungen schneller realisiert. 

3.3 Rahmenbedingung für die Energiewende

schaffen

Die Energiewende erfordert Rahmenbedingun-

gen etwa für Forschung und Entwicklung, Inno-

vationen und Investitionen, für die Schaffung

von Speicher- und Leitungskapazitäten, für die

Preisbildung, für die Steuerung von Erzeugung,

Verbrauch und Vernetzung.

Nach wie vor wird der deutsche Energiemarkt

von 4 großen Energieversorgern dominiert. Die-

ses Oligopol verfügt über mehr als 80 % der deut-

schen Produktionskapazitäten. Trotz der Liberali-

sierung des Energiemarktes, trotz der EEX

(Strombörse) in Leipzig gibt es nach wie vor im-

mer noch zu wenig Wettbewerb auf den deut-

schen Energiemärkten und zu wenig Kapazitäten

bei den Kuppelstellen an den Grenzen zu ande-

ren europäischen Ländern. 

Das ist der Grund dafür, warum Deutschland auch

im europäischen Vergleich unter relativ hohen

Energiepreisen leidet. Es ist deshalb notwendig,

dass in den nächsten Jahren verstärkt neue Anbie-

ter auf den Markt kommen und damit den Wett-

bewerb unterstützen und das Preisniveau so be-

einflussen können. Deshalb darf die ab 2013 mögli-

che Förderung in Höhe von 15 % der Investitions-

kosten für neue und hocheffiziente Kraftwerke

aus Einnahmen des Emissionshandels auch nur an

mittelständische Energieunternehmen, Stadtwer-

ke und Genossenschaften bereit gestellt werden.

Unser Ziel ist es, durch mehr Wettbewerb den

Marktanteil der vier großen Energiekonzerne in

Deutschland in den kommenden 10 Jahren auf un-

ter 50 Prozent zu senken. 

Die Stadtwerke spielen dabei eine besondere Rol-

le. Derzeit versorgen sie über 50 % der Bürgerin-

nen und Bürger mit Strom, erzeugen aber nur et-
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wa 9,2 % des Stroms. Viele dieser Unternehmen

sind bereit mehr zu tun. Bereits heute investieren

Stadtwerke über 8 Milliarden Euro in den Bau

neuer Erzeugungskapazitäten. Viele andere Pro-

jekte wurden nach der Entscheidung für die Lauf-

zeitverlängerung gestoppt, können aber nach ei-

ner Änderung des Atomgesetzes sofort wieder

aufgegriffen werden.

Gleichzeitig leisten bereits heute viele Stadtwer-

ke Pionierarbeit bei der Entwicklung hin zu einer

erneuerbaren Energiewirtschaft. Der Ausbau de-

zentraler kommunaler, genossenschaftlich oder

anders organisierter Energieversorgung ist ein

wesentlicher Baustein beim Umbau der Energie-

wirtschaft. Die zunehmende Dezentralisierung

erfordert dabei jedoch eine andere Form der Ko-

ordinierung und Steuerung von Erzeugung, Ver-

brauch und Vernetzung.

Der europäische Versorgungsraum ist ein zuneh-

mend wichtiger Akteur, der allerdings nicht als

Durchsetzungsinstrument von Monopolinteres-

sen, z. B. der französischen Atomindustrie, miss-

braucht werden darf. Gerade im Bereich der Spei-

cherungspotenziale wird der europäische Rah-

men eine wichtige Rolle spielen.

Wir werden durch einen Instrumenten-Mix die

Rahmenbedingungen für die Energiewende

schaffen: durch ein staatliche Lenkungsmaßnah-

men, durch Marktanreize und Ordnungsrecht. 

Energieversorgung ist in vielerlei Hinsicht mit der

Wahrnehmung staatlicher Aufgaben verknüpft,

beispielsweise der Durchsetzung von Kartellrecht.

Staatliche Aufgabe ist es aber auch, eine Energie-

außenpolitik zu entwickeln, die den Ansprüchen an

eine Nachhaltige Energieversorgung und auch den

internationalen Gegebenheiten Rechnung trägt.

3.4.Gemeinsam für einen neuen Energiekonsens

Gerade die modernen Industriegesellschaften

müssen zeigen, dass sie in der Lage sind, das magi-

sche Dreieck der Energieversorgung – Versor-

gungssicherheit, bezahlbare Energiepreise und ei-

ne nachhaltige Energiepolitik zur Sicherung des

Klimas – zu realisieren. Dazu bedarf es eines

Grundkonsenses in der Gesellschaft, denn die heu-

tigen Investitionen in die Energieinfrastruktur prä-

gen unser Leben, unsere Wirtschaft für viele Jahr-

zehnte. Deswegen ist es notwendig, dass die Ener-

gieversorgung und Investitionen in die Energiezu-

kunft auf breite Akzeptanz stoßen. Dieser Konsens

kann in Deutschland nach den Ereignissen in Ja-

pan und dem endgültigen Scheitern der schwarz-

gelben Energiepolitik neu entwickelt werden. Wir

brauchen eine Strategie für eine risikoarme, klima-

freundliche, nachhaltige, innovationsorientierte

und bezahlbare Energieversorgung.

Dafür ist die Kernenergie verzichtbar. Deutsch-

land ist heute schon Nettostromexporteur, d.h.

auch ohne Kernkraft gibt es keine Energielücke in

diesem Land. Gehen jetzt die sieben ältesten

Atomkraftwerke vom Netz, gibt es noch andere

Kraftwerke mit einer Leistung von 87,9 Gigawatt.

Das ist mehr als ausreichend. Der Stromver-

brauch der Deutschen lag im letzten Jahrzehnt

nie höher als 80 Gigawatt.

Deutschland hat heute bereits einen Anteil von

ca. 17 % Erneuerbarer Energien an der Stromver-

sorgung. Dieser Anteil ist in wenigen Jahren auf-

gebaut worden und hat zudem noch 366.000

neue Arbeitsplätze (Schätzung des Bundesum-

weltministeriums für 2010) in einem Leitmarkt

der Zukunft geschaffen. Wir müssen jetzt die In-

vestitionsdynamik in den Ausbau beschleunigt

vorantreiben und dabei alle Formen der Erneuer-

baren – Solarenergie, Windenergie, Tiefenge-

othermie, Biomasse und Wasserkraft – nutzen.

Es ist die Zeit für einen Mentalitätswechsel: Erneu-

erbare Energien sind nicht mehr so etwas wie eine

alternative Form der Energieerzeugung, sie sind die

ultimative Art der Energieerzeugung. Die Zukunft

der Energieversorgung besteht in einem Dreiklang

aus Ausbau der Erneuerbaren Energien, Investitio-

nen in mehr Energieeffizienz und Energieeinspa-

rung sowie Hocheffizienzkraftwerken wie z.B.

KWK-Anlagen. Das ist die Brücke in unsere Zukunft.
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Die gesellschaftliche Akzeptanz einer „Erneuer-

baren-Energien-Wirtschaft“ ist vorhanden, wenn

die Menschen sie nicht als etwas Abstraktes und

Technokratisches erfahren, sondern es konkret

mit ihrem Alltag und ihren Bedürfnissen zu tun

hat. Die Energiewende muss auch eine Energie-

wende „von unten“ sein. Akzeptanz wächst

durch Transparenz und Beteiligung in den gesell-

schaftlichen Auseinandersetzungen. Akzeptanz

wächst durch die konkrete Erfahrbarkeit des Nut-

zens und der Chancen. 

Die dezentrale Energieproduktion und -versor-

gung kann zu einer Renaissance der Stadtwerke

in Deutschland führen. Diese Entwicklung unter-

stützen wir nachdrücklich. Dabei müssen sich die

Stadtwerke aber weiter entwickeln, sie dürfen

nicht mehr alleine nur Stromhändler sein, son-

dern müssen auch wieder eigenständig Produkti-

onskapazitäten aufbauen und damit auch zum

Stromerzeuger in Deutschland werden. Energie-

genossenschaften können hier ebenfalls einen

wichtigen Beitrag leisten.

4. Ziele einer zukunftsorientierten 

Energiepolitik

Die Sozialdemokratie ist die Partei der ökolo-

gisch und sozial verantwortbaren Wertschöp-

fung und der ausgewählten Wachstumsfelder.

Wir sind überzeugt: Ökonomisches Wachstum

und der Erhalt von Umwelt und Natur sind Vo-

raussetzung für eine Gesellschaft gelebter Soli-

darität. 

Ökonomie, Soziales und Ökologie sind die drei Di-

mensionen der Nachhaltigkeit. Wir Sozialdemo-

kratinnen und Sozialdemokraten sehen uns allen

drei Zielen verpflichtet und formulieren vor die-

sem Hintergrund unsere Leitideen und Ziele ei-

ner zukunftsorientierten Energiepolitik.

Wir wissen aber auch, dass die Umweltverträg-

lichkeit eine natürliche Schranke bildet, deren

Verletzung nicht zuletzt massive Schäden im so-

zialen und wirtschaftlichen Fragen auslösen wür-

de. Dies zeigen u. a. eine zunehmende Anzahl

von Wetterextremen, die Kosten für Anpassun-

gen an den Klimawandel und die steigende Zahl

von „Umweltflüchtlingen“.

Die Ziele sind also voneinander abhängig. Wer

weniger Energie verbraucht, schadet der Umwelt

weniger und hat geringere Kosten. Wer seinen

Energiebedarf aus Erneuerbaren Energien deckt,

hat eine höhere Versorgungssicherheit und mehr

heimische Wertschöpfung.

Wir wollen Deutschland zur energie- und roh-

stoffeffizientesten Volkswirtschaft der Welt ma-

chen. Deutschland ist nicht nur die mit Abstand

größte Volkswirtschaft in Europa. Unsere geogra-

fische Lage macht uns auch zum Transitland für

Strom und Erdgas. Eine Energiewende nur bei

uns allein ist schlicht undenkbar.

Umso wichtiger ist es, dass Deutschland Vorrei-

ter bleibt und den Takt durch Ziele und Instru-

mente vorgibt. Zusammen mit unseren Partnern

wollen wir die Energiewende in ganz Europa. Die

europäische Energiepolitik hat in vielen Fragen

richtige Akzente gesetzt, bleibt aber zu zögerlich.

Sie muss ebenfalls deutlich auf Energieeffizienz

und 100 % Erneuerbare Energien setzen und

Nachbarregionen einbeziehen!

4.1 Energiewende für die Menschen – 

mit den Menschen

Für die Sozialdemokratie ist die Energiewende

viel mehr als die Debatte über einen neuen Ener-

giemix. Die Auswirkungen der Energiewende

sind in allen Bereichen des gesellschaftlichen Le-

bens spürbar. Es geht um Arbeit, Wohnen, Mobi-

lität, Wirtschaft, Sicherheit.

Die Energiewende muss deshalb für die Men-

schen und mit den Menschen entwickelt werden.

Wir wollen dafür begeistern, an der Energiewen-

de mitzuwirken. Wir begreifen die Energiewende

als gelebte Solidarität zwischen den Menschen

sowie zwischen Mensch und Natur.
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Die Energieversorgung der Zukunft ist überwie-

gend dezentral und kommunal, Monopolstruktu-

ren und Großkraftwerke aller Art werden immer

mehr an Bedeutung verlieren. Gerade ländliche

Regionen werden sich in hohem Maße selbst mit

Energie versorgen und dadurch auch wieder

mehr Arbeit, Einkommen und Wertschöpfung in

die Region bringen.

Wir begreifen Energiepolitik als Teil der öffentli-

chen Daseinsvorsorge. Schon heute haben kom-

munale Stadtwerke als lokale Strom- und Gas-

versorger meist die Aufgabe der Grundversor-

gung. Sie können auch gut durch die Bürgerin-

nen und Bürger kontrolliert werden, ihre Ge-

winne fließen in andere Bereiche der öffentli-

chen Daseinsvorsorge. Durch engen Kontakt

zum lokalen Markt, Einbettung in die regionale

Wirtschaft und Kenntnisse der örtlichen Gege-

benheiten sind sie, andere dezentral orientierte

Energieerzeuger und das persönliche Engage-

ment der Bürgerinnen und Bürger unsere Part-

ner für einen nachhaltigen Umbau der Energie-

versorgung.

4.2 Energiewende für alle – bezahlbar und sicher

Alle Menschen in Deutschland sollen sich Ener-

giedienstleistungen, Wohnen und notwendige

Mobilität dauerhaft leisten können. Heute be-

drohen steigende Energiepreise viele private

Haushalte in ihrer Lebensqualität. Für Verbrau-

cherinnen und Verbraucher, aber auch für das

produzierende Gewerbe und das Handwerk in

Deutschland muss Energie bezahlbar bleiben.

Einerseits treiben Klimawandel und Energie-

knappheit die Preise an. Die fossile und nukleare

Energieversorgung wird immer teurer. Anderer-

seits wird die Energiewende durch notwendige

Investitionen in Erneuerbare Energien, Energie-

einsparung, Energieeffizienz und neue Netze vo-

rübergehend die Preise erhöhen. Transparenz bei

der Preisbildung ist oberstes Gebot in der Phase

des energiepolitischen Umbaus.

Dabei ist der Blick auf den Preis pro Kilowattstun-

de falsch. Entscheidend sind nachhaltig bezahl-

bare Rechnungen, gerade für niedrige Einkom-

mensgruppen. Warme Wohnungen und bezahl-

bare Mobilität sind Eckpunkte der sozialen Kom-

ponente in der Energiepolitik.

Wir werden durch Ordnungsrecht, Beratung und

Förderprogramme dabei helfen, dass alle Haus-

halte ihren Energiebedarf senken können. Dabei

werden wir darauf achten, dass gerade Mieter-

haushalte und Menschen mit geringem Einkom-

men von neu gestalteten Förderungen profitie-

ren. Durch den Umstieg auf Erneuerbare Ener-

gien sorgen wir für Preisstabilität.

Wir machen eine Politik, die Nachhaltigkeit sozial

gerecht gestaltet. Den Kostenanstieg für Energie

begrenzen wir, indem wir privaten Haushalten

und Wirtschaft dabei helfen, den gleichen Wohl-

stand aus deutlich weniger Energieverbrauch zu

erzielen. Einkommensschwächere Haushalte

werden wir gezielt dabei unterstützen, energie-

effizient leben zu können.

Die Entwicklung der Weltmarktpreise können wir

nicht beeinflussen, wir sind schon mitten in der

nächsten Teuerungswelle. Aber wir helfen, dass al-

le Gebäude deutlich weniger Energie (Strom und

Wärme), im Schnitt um 80 % weniger bei heute

nicht sanierten Gebäuden, verbrauchen werden.

Der Restbedarf wird durch preisstabile Erneuerbare

Energien abgedeckt. So trägt der Gebäudesektor

auch zu Deutschlands Klimaschutzzielen bei. Au-

ßerdem ist die Wohnqualität in gut gedämmten

Gebäuden wesentlich höher.

Damit auch Mieterinnen und Mieter davon profi-

tieren, vor Heizkostensteigerungen geschützt

sind und durch die Umlage der Investitionskos-

ten nicht übermäßig belastet werden, wird die

SPD Ordnungsrecht und Förderprogramme an-

passen und deutlich ausweiten. Mit einer ambi-

tionierten Gebäudesanierung können wir bis zu

500.000 Jobs im Bausektor sichern und schaffen

und deutlich über den Stand des erfolgreichen

Jahres 2009 hinaus ausweiten.
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Mit dem Umstieg auf Erneuerbare Energien wol-

len wir Preisstabilität auf Dauer erreichen und

die Rechnungen durch Energieeffizienz gleichzei-

tig niedrig halten. Deshalb wachen wir über die

Wettbewerbssituation in den Strom- und Gas-

märkten und setzen auf eine Effizienzrevolution

in Haushalten, in der Stromerzeugung und indus-

triellen Produktion 

4.3 Investitionen und Innovationen stärken

Deutschland soll auch in Zukunft Industriestandort

bleiben. Die neuen Produkte und Dienstleistungen,

die unsere Energiepolitik anreizt, werden den

Standort weiter stärken. Die Erneuerbaren Ener-

gien sind eine Leittechnologie des 21. Jahrhunderts. 

Es kommt darauf an, bestehende und neue Indus-

trien effizient miteinander zu vernetzen. Wir brau-

chen eine ambitionierte Industriepolitik, die sich

gleichrangig am Klimaschutz und an sozialen und

wirtschaftlichen Interessen orientiert. Branchen

wie Chemie, Metallindustrie, Glas, Papier und Ze-

ment sind neben innovativen Dienstleistungen die

Grundlage für Arbeit und Wertschöpfung. Ohne

sie wären auch moderne Umwelttechnologien

nicht möglich. Wir brauchen diese Industrieland-

schaft und müssen auch für diese Sektoren einen

bezahlbaren Energiemarkt schaffen, der das Ab-

wandern der Unternehmen verhindert. 

Wir erkennen, dass sich die deutsche Grundstoff-

industrie und die nachgelagerten Branchen im

internationalen Wettbewerb auch gegen solche

Konkurrenten behaupten müssen, die zu subven-

tionierten Energiepreisen und ohne strenge kli-

mapolitische Vorgaben wie dem europäischen

Emissionshandelssystem wirtschaften.

Die Wettbewerbsfähigkeit der industriellen Pro-

duktion darf nicht an den Kosten der Energiever-

sorgung scheitern. Wir werden darauf achten,

dass die Energiekosten energieintensiver Wirt-

schaftsunternehmen nicht über denen unserer

Haupt-Konkurrenten liegen, wenn die Produkte

im intensiven internationalen Wettbewerb ste-

hen. Die Verringerung des Energie- und Ressour-

cenverbrauchs werden wir durch Ordnungsrecht,

Beratung und staatliche Programme fördern.

Wir brauchen Investitionen und Innovationen für

bezahlbare Mobilität, für individuelle Bedürfnis-

se und aus wirtschaftlichen Gründen. Dafür wer-

den wir unsere Mobilität wesentlich umwelt-

freundlicher, leistungsfähiger und effizienter als

heute ausrichten.

Bis 2050 muss der Verkehr in Deutschland CO2-

neutral sein, bis 2020 im Vergleich zu 2005 eine

Reduktion der Treibhausgasemissionen von 40

Mio. Tonnen erreichen. Um das zu schaffen,

brauchen wir Innovationen im Bereich Antriebs-

technologien, Kraftstoffe, Logistik, Verkehrsorga-

nisation und Verkehrstechnik. Nur so kann

Deutschland auch Produktionsstandort für Mobi-

litätstechnologie aller Art bleiben.

Eine herausgehobene Rolle spielt die Elektromobi-

lität: Das Schienennetz werden wir ausbauen, ins-

besondere für den Güterverkehr. Bis 2020 sollen

mindestens eine Million Elektroautos in Deutsch-

land fahren. Und in den Städten werden die Elek-

trofahrräder den Radverkehrsanteil noch einmal

deutlich steigern können. Dabei werden wir die

Entwicklung der Brennstoffzellen- und Wasser-

stofftechnologie weiter vorantreiben und fördern.

Voraussetzung für den erfolgreichen Umbau im

Bereich Mobilität ist eine integrierte Verkehrs-

planung, die auch die besonderen Herausforde-

rungen der Städte und des ländlichen Raums auf-

nimmt. Der Öffentliche Personennahverkehr

(ÖPNV) als klimafreundliche Alternative des mo-

torisierten Individualverkehrs (MIV) muss dafür

in Deutschland intensiv ausgebaut und finanziell

gefördert werden.

4.4 Energieeffizienz – aus weniger mehr machen

Energieeffizienz ist die größte Energiequelle, die

wir kennen. Rund 43 % der Kosten in der Produk-

tion sind heutzutage Energie- und Ressourcen-
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kosten. Die Lohnkosten liegen unter 20 Prozent!

Die Deutsche Material Effizienz Agentur (demea)

schätzt das Einsparvolumen der gewerblichen

Wirtschaft Deutschlands auf 100 Mrd. € pro Jahr

bei einer Material- und Rohstoffeffizienzsteige-

rung von 20 %! Allein der Einsatz von Energie-

sparlampen verspricht, etwa 11 Mrd. Kilowatt-

stunden Strom zu sparen. Und bei industriellen

Querschnittstechniken beträgt das Einsparpo-

tenzial 27 Mrd. Kilowattstunden jährlich.

Große Schritte bei der Steigerung der Energieeffi-

zienz können insbesondere bei der Gebäudewär-

me und der Prozessenergie in der Industrie gese-

hen werden. Nur wenn wir dort erfolgreich sind,

können wir die notwendigen Quantensprünge

schaffen. 

Auch beim Thema Mobilität sind erhebliche Po-

tenziale zu heben: Beispielsweise könnten im Be-

reich der nachhaltigen Mobilität durch techni-

sche Verbesserungen wie Leichtbau, Start-Stopp-

Systemen oder verbesserte Aerodynamik bis zu

50 % der CO2-Emissionen durch die Reduktion

des Energieverbrauchs gespart werden.

Bei der effizienten Nutzung von Strom und Wär-

me ist nicht sicher, ob das strategische Ziel einer

Einsparung von 20 % gegenüber dem Referenz-

wert für 2020 erreicht wird. Nach ersten Abschät-

zungen ist der Endenergieverbrauch in Deutsch-

land 2010 sogar kräftig gestiegen, und zwar über

das Niveau des Vorkrisenjahres 2007 hinaus.

Wir wollen bis 2050 eine 2.000-Watt-Gesell-

schaft (pro Kopf) verwirklichen. Der Pro-Kopf

Energieverbrauch kann tendenziell in allen

OECD-Ländern ohne Wohlstandsverluste auf ein

Drittel gesenkt werden. Durch hocheffiziente

Fahrzeuge, Gebäude, Produktionsprozesse und

Haushaltsgeräte kann aus jeder eingesetzten Ki-

lowattstunde im Vergleich zu heute der vier- bis

fünffache Nutzen herausgeholt werden.

Rückt bei der Energieversorgung die Nutzerper-

spektive ins Zentrum, dann können bei einer Ki-

lowattstunde Nutzenergie über die gesamt Um-

wandlungskette im Schnitt drei Kilowattstunden

Primärenergie vermieden werden.

Dadurch wollen wir den Energiebedarf bis 2050

deutlich reduzieren. Die Energieproduktivität

muss pro Jahr um mindestens 2,5 Prozent stei-

gen. Ziel ist eine strategische Effizienzstrategie,

die auch international beispielgebend ist. 

4.5 Infrastruktur sichern

Die Versorgung mit Wärme und elektrischer Ener-

gie halten wir für eine Grundaufgabe der Daseins-

vorsorge, auch in einem liberalisierten Markt. Wir

begrüßen, dass immer mehr Kommunen die Ver-

antwortung für die Energieversorgung ihrer Bürger

wieder in die eigenen Hände nehmen wollen. Kom-

munale Energieversorger werden jedoch immer

noch gegenüber privaten benachteiligt und leiden

mit unter der Finanzkrise der deutschen Kommu-

nen. Der Ausbau von Infrastrukturen, die keinen

schnellen Profit versprechen, kommt nicht voran.

Dadurch bleiben kundenorientierte, auf Energieef-

fizienz und den Umbau der Energieversorgung ge-

richtete Angebote im Hintertreffen.

Wir machen eine Politik, die die öffentliche Da-

seinsvorsorge und den privaten Wettbewerb in

der Energieversorgung durch Rekommunalisie-

rung sowie eine starke staatliche Rolle in den In-

frastrukturen wie z. B. den Strom-Übertragungs-

netzen sichert!

Neue Energien brauchen neue Netze. Dies ist ei-

ne der vorrangigsten Aufgaben in den kommen-

den zehn Jahren. Der Ausbau der regionalen wie

überregionalen Hochspannungsleitungen für Er-

neuerbare Energien ist notwendig, auch um als

Wirtschaftsstandort attraktiv zu bleiben. Dazu

brauchen wir einen Bundesnetzwegeplan. 

Vor dem Netzausbau steht aber eine Vorstellung

über die zukünftige Energieversorgung. Gleiches

gilt die Entwicklung und den Aufbau von Spei-

cherungskapazitäten, die derzeit den Anforde-

rungen nicht genügen.
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Nur dort, wo Fortschritt stattfindet, werden auch

neue innovative Produkte auf den Markt ge-

bracht. Fortschritt gibt es aber nicht ohne Verän-

derung, nur durch die Bewahrung des Status Quo

wird unser Land abgehängt. Der Netz- und Spei-

cherausbau ist eine der großen Veränderungen,

die gemeistert werden müssen. 

Voraussetzung für einen erfolgreichen und sinn-

vollen Netzausbau ist die Sicherstellung der not-

wendigen Datengrundlage. Die notwendigen

Last-Fluss-Daten der Unternehmen müssen den

Planungsbehörden zugänglich gemacht werden. 

Wir wollen ein „Internet der Energie“. Die intelli-

gente Steuerung der Netze und des Verbrauchs

schafft zusammen mit Millionen von Produzen-

ten ein Energiedienstleistungssystem, bei dem

nicht mehr die verkaufte Kilowattstunde zählt,

sondern bei der Erzeugung, Vertrieb und Ver-

braucher in einem Boot gemeinsam Energieein-

sparung und Effizienzsteigerungen verwirkli-

chen. Die Rekommunalisierung von Erzeugung

und Netzen ist ein wesentlicher Beitrag zur Um-

gestaltung des Energiesystems. 

4.6 100 % Erneuerbare Energien – von der 

„fossilen“ zur „erneuerbaren Wirtschaft“

Neben dem raschen Ausbau der Erneuerbaren

Energien und Effizienzsteigerungen wird die fossile

Energieerzeugung wegen des Atomausstiegs noch

über mehrere Jahrzehnte eine wichtige, wenn auch

stetig sinkende Rolle spielen. Der Verbrauch von Er-

döl wird schnell sinken müssen, um Abhängigkei-

ten zu vermeiden. Der zurückgehende Verbrauch

von Erdgas zur Wärmeerzeugung ermöglicht eine

vorübergehend stärkere Nutzung zur hochflexi-

blen Stromerzeugung. Die Nutzung der Kohle zur

Stromerzeugung ist durch die Notwendigkeiten

des Klimaschutzes beschränkt, der bestehende

Kraftwerkspark muss so modernisiert werden, dass

einerseits schnelle Klimaschutzergebnisse erzielt

werden und andererseits das Ziel 100 % Erneuerba-

re Energien nicht verzögert wird.

Wir machen eine Politik, die dauerhafte Versor-

gungssicherheit durch Energieeffizienz und die

schnellstmögliche vollständige Umstellung auf die

Erneuerbaren Energien schafft! In der Zwischenzeit

intensivieren wir die Bemühungen um langfristige

Partnerschaften in der Öl- und Gasversorgung.

Knapper werdende fossile Ressourcen und der

Zwang zur schnellen Senkung der Treibhausgas-

Emissionen erfordern eine Umstellung des deut-

schen Energiebedarfs bis 2050 in großen Schrit-

ten auf 100 % Erneuerbare Energien. Dazu sind

neben dem EEG weitere Maßnahmen zur Förde-

rung der Erneuerbaren Energien notwendig: Ein

Umbau der Energienetze, ein Umbau des Ener-

giemarktdesigns, Abbau rechtlicher Hürden und

anderes mehr.

Unsere Zwischenziele für das Ziel „100 % Erneu-

erbare Energien“ bis 2020:

� Im Strombereich wollen wir 40 bis 45 % Anteile

der Erneuerbaren Energien. Mehr ist möglich!

� Erhöhung des Anteils der Erneuerbaren Wär-

me auf mindestens 20 %, was nur zu errei-

chen ist bei gleichzeitiger Senkung des Be-

darfs. Außerdem soll Kraft-Wärme-Kopplung

einen Anteil von mindestens 25 % erreichen.

� Der Modal Split im Verkehr muss sich zuguns-

ten der Elektromobilität verschieben. Bis

2020 sollen mindestens eine Millionen Elek-

troautos in Deutschland fahren. Parallel muss

der Ausbau von Ersatzkraftstoffen vorange-

trieben werden.

Wir machen eine Politik, die das Ziel 100 % Erneu-

erbare Energien offensiv angeht und den dafür

notwendigen Strukturwandel in allen Bereichen

aktiv beschleunigt!

Bioenergie und Landwirtschaft

Bioenergie kann dazu beitragen, die Energiever-

sorgung umweltverträglicher zu machen. Nach-

wachsende Rohstoffe schonen schwindende

Rohstoffressourcen.
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Man kann das begrenzte Potenzial für energe-

tisch und rohstofflich nutzbare Biomasse aber

nur einmal ausschöpfen. Daher muss national

und international der nachhaltige Anbau ohne

Flächenkonkurrenzen, höchste Effizienz und eine

eindeutig positive Klimabilanz im Fokus stehen.

Durch ein Sofortprogramm wollen wir die größ-

ten Treibhausgasquellen (Grünlandumbruch, Be-

wirtschaftung von Mooren und Feuchtstandor-

ten, Überdüngung) der Landwirtschaft schnell

schließen und eine Reduzierungsstrategie für die

kleineren Quellen als Umsetzung des nationalen

Klimaschutzgesetzes festlegen. 

Wir machen eine Politik, die die Nutzung nach-

wachsender Rohstoffe in Industrie und Energie-

erzeugung ermöglicht, ohne unsere Entwick-

lungs-, Landwirtschafts- und Naturschutzziele zu

vernachlässigen. Dazu konzentrieren wir die

energetische Verwertung von Biomasse auf

forstwirtschaftliche Biomasse aus nachhaltiger

Nutzung und landwirtschaftliche Restbiomasse.

Auch im internationalen Kontext ist es wichtig,

die Konkurrenzsituation von Ernährungssicher-

heit und Produktion von Biomasse zu berücksich-

tigen und Fehlentwicklungen zu begegnen. Ein

glaubwürdiges Zertifizierungssystem zu ökologi-

scher und sozialer Nachhaltigkeit muss für die

heimische Nutzung und den Import entwickelt

und angewendet werden.

C02-Abscheidung, Wiederverwertung 

und Speicherung erforschen 

Die Abscheidung und Speicherung bzw. Wieder-

verwendung von Kohlendioxid (CCS/CCR) als mög-

liche Option im Klimaschutz sind im großen Maß-

stab noch nicht erprobt und noch nicht wirtschaft-

lich nutzbar. Zudem sind die nationalen Speicher-

potenziale begrenzt und teilweise im Nutzungs-

konflikt mit möglichen Energiespeichertechnolo-

gien und derzeit fehlt es in Deutschland an Akzep-

tanz für CO2-Speicher und -Pipelines. 

Wir werden CCR und CCS in Deutschland entwi-

ckeln und helfen, diese Technologien auch inter-

national verfügbar zu machen, dabei ist die Wie-

derverwertung vorrangig vor der Lagerung. 

CCR kann für industrielle Prozesse (Stahl, Che-

mie, Zement) und Biomassenutzung einen wich-

tigen Beitrag zur CO2-Reduzierung leisten. 

Wir werden dafür eine bundeseinheitliche Rege-

lung schaffen, bei der die Einsprüche und Ein-

wendungen in den Bundesländern sowie die pla-

nungs- und raumordnungsrechtlichen Zustän-

digkeiten der Länder verankert und gesichert

bleiben.

Die Zukunft der Kohle

Die energetische Nutzung von Kohle wird in

Deutschland und weltweit noch über einen län-

geren Zeitraum eine wichtige Rolle als Brücke in

das Zeitalter der Erneuerbaren Energien spielen.

Hocheffiziente, lastflexible und kraftwärmege-

koppelte fossile Kraftwerke werden diese Funkti-

on übernehmen müssen, die die verbleibende

Lastkurve schnell nachfahren können. 

Der massive Ausbau Erneuerbarer Energien, der

Aufbau von Speicherpotenzialen, der Ausbau der

Energieeffizienz und die Energieeinsparung wer-

den so schnell wie möglich vorangetrieben. Der

Umfang der fossilen Energieträger wird im Um-

fang des Aufbaus Erneuerbarer Energien stetig

zurückgehen.

Wir werden Deutschlands Kompetenz in effizien-

ten Technologien zur Gewinnung und Verwer-

tung von Kohle weiter stärken. Veraltete Kraft-

werke werden modernisiert oder sukzessive ab-

geschaltet. 

Die Realisierung der bereits genehmigten und im

Bau befindlichen Kohle- und Gaskraftwerke ist

notwendig und unumstritten. Die darüber hi-

naus gehenden notwendigen zusätzlichen Inves-

titionen in eine gesicherte Kraftwerksleistung in

der Größenordnung von 10 Gigawatt müssen –
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neben der Einhaltung der Klimaziele - vorrangig

für eine schnelle und flexible Lastregelung im

Elektrizitätsnetz zur Verfügung stehen.

4.7 Die Energiewende schafft Arbeit mit Zukunft

Der von uns betriebene Umbau der Energieversor-

gung dient auch und gerade dazu, Arbeitsplätze zu

schaffen und Wertschöpfung im Land aufzubau-

en. Frühzeitige Investitionen in Effizienz, Energie-

sparen und neue Erzeugungstechnologien sorgen

für zukunftsfähige Arbeitsplätze.

Deutschland und Europa importieren massiv

Energieträger (Öl, Gas, Kohle, Uran) zu Preisen,

die oft weit über den Produktionskosten liegen.

Jede Reduzierung dieser Importe hat das Potenti-

al, Wertschöpfung im Binnenmarkt zu steigern.

Zudem werden in den ländlichen Regionen Ar-

beitsplätze geschaffen. Dazu sichern bzw. schaf-

fen allein die CO2-Gebäudesanierungsprogram-

me rund 300.000 Arbeitsplätze. Bei einem Anteil

der Erneuerbaren Energien von 18 % im Strom-

sektor und 10 % insgesamt wurden bereits

370.000 Arbeitsplätze geschaffen. Und 100 % Er-

neuerbare Energien zusammen mit Effizienzstei-

gerungen sind die Chance auf eine nachhaltig

saubere und preisstabile Energieversorgung. Die

gesamte Energiepolitik muss sich an dem Ziel ei-

ner Effizienzrevolution sowie eines zügigen und

möglichst kostengünstigen Übergangs zu dezen-

traler Erzeugung mit Erneuerbaren Energien ori-

entieren. Damit werden auch neue Beschäfti-

gungsmöglichkeiten entstehen.

Zu den sozialen Aspekten einer Nachhaltigkeits-

strategie gehört auch, dass der Umbauprozess

sozial gerecht gestaltet wird. Die Beteiligung der

betroffenen Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-

mern ist dabei ebenso zu sichern wie die erfor-

derliche Unterstützung bei der Weiterbildung

zur Unterstützung des Beschäftigungswandels.

Wir machen eine Politik, die Strukturwandel ak-

tiv gestaltet und neue Technologien nicht durch

Preisverzerrungen behindert. Gleichzeitig sichern

wir Deutschlands industrielle Basis durch eng be-

grenzte Ausnahmen für bestimmte energiein-

tensive Produkte und Dienstleistungen im inter-

nationalen Wettbewerb.

5. Die Energiewende vorantreiben 

– Unser Aktionsprogramm

Mit unseren Maßnahmen des Aktionspro-

gramms wollen wir diesen Einstieg erreichen. Mit

dem Plädoyer unterstreicht die Sozialdemokra-

tie, dass der Dreiklang aus sozialer Gerechtigkeit,

wirtschaftlicher Stärke und ökologischer Ver-

nunft möglich und notwendig ist. Wer die not-

wendigen strukturellen Veränderungen, die der

Einstieg in die Erneuerbaren-Energien-Wirtschaft

erfordert, blockiert, verhindert nicht mehr und

nicht weniger als die sozialen, ökonomischen

und ökologischen Zukunftschancen nachfolgen-

der Generationen. 

5.1. Atomausstieg beschleunigen

1. Wir schaffen eine gesetzliche Grundlage für

die Rücknahme der Laufzeitverlängerung der

deutschen Atomkraftwerke, der sofortigen

und dauerhaften Stilllegung der ältesten sie-

ben Atomkraftwerke sowie des Pannenreak-

tors in Krümmel und einer gegenüber dem

Atomkonsens des Jahres 2000 deutlich be-

schleunigten Abschaltung der restlichen

neun Atomkraftwerke innerhalb eines Jahr-

zehntes. Laufzeitübertragungen zwischen

Kraftwerken sind nicht mehr möglich.

2. Wir setzen uns dafür ein, dass gegenüber den

Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der still-

zulegenden Atomkraftwerke keine betriebs-

bedingten Kündigungen ausgesprochen wer-

den. Parallel dazu fördern wir Konversions-

und Beschäftigungsprojekte für die Kraft-

werksstandorte.

3. Wir brauchen in Europa verbindliche Sicher-

heitsstandards auf höchstem Niveau für alle
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Atomkraftwerke und eine Begrenzung der

Laufzeiten europäischer Atomkraftwerke. De

Prüfkatalog für die Sicherheitsüberprüfung

der Atomkraftwerke in der Europäischen Uni-

on muss neben den Gefahren der Naturkata-

strophen und Flugzeugabstürze auch terro-

ristische Anschläge berücksichtigen.

4. Das unter Sigmar Gabriel fertiggestellte neue

kerntechnische Regelwerk mit seinen erhöh-

ten sicherheitstechnischen Anforderungen

wird in Kraft gesetzt. Atomkraftwerke, die die

atomrechtlich geforderte Schadensvorsorge

nach dem Stand von Wissenschaft und Tech-

nik nicht erfüllen, müssen bis zu der notwen-

digen Nachrüstung stillgelegt werden.

5. Die Brennelementesteuer wird entfristet und

so erhöht, dass sie die erhöhte Gewinnspanne

seit Einführung des europäischen Emissions-

handels vollständig ausgleicht und eine Abga-

be für die Kosten der Sanierung der Endlager

Asse II und Morsleben enthält. Es wird sicher-

gestellt, dass die von Energieversorgungsun-

ternehmen zu bildenden Rückstellungen für

den AKW-Rückbau und die Entsorgung radio-

aktiven Materials den tatsächlichen Verpflich-

tungen entsprechen und sicher verfügbar sind.

Dabei prüfen wir auch die Überführung in ei-

nen staatlich kontrollierten Fonds.

6. Die ergebnisoffene Endlagersuche nach den

international anerkannten Kriterien wird

wieder aufgenommen, staatliche Bürgschaf-

ten für den Export von Techniken für die

Atomenergieerzeugung sofort beendet. Alle

internationalen Verträge zur Förderung der

Atomtechnologie werden mit dem Ziel einer

weltweiten Promotion des Atomausstiegs

auf Veränderungsmöglichkeiten oder notfalls

Kündigung überprüft.

5.2. Klimaschutz voranbringen 

7. Wir schaffen ein Nationales Klimaschutzge-

setz, das die erklärten deutschen Klimasch-

utzziele (-95 % Treibhausgasemissionen bis

2050) mit definierten Zwischenschritten für

das Jahr 2020 verbindlich festlegt. Die Zieler-

reichung wird jährlich durch eine unabhängi-

ge Kommission überprüft. Das Klimaschutz-

gesetz enthält verbindliche Sektorziele für die

Bereiche Energieerzeugung, Gebäude, Haus-

halte, Industrie und Verkehr. 

8. Wir setzen uns in der EU für eine unkonditio-

nierte Zusage der Verminderung der-Treib-

hausgas-Emissionen bis 2020 gegenüber

1990 um 30 % ein. Deutschland soll durch ge-

zielte Maßnahmen bis 2020 eine Senkung

von 40% erreichen.

9. Wir setzen uns für ein weltweites und ver-

bindliches Abkommen zur Minderung der

Emission von Treibhausgasen ein. Unabhän-

gig davon streben wir auch bi- und multilate-

rale Vereinbarungen an. 

10. Mit einem Ausbau- und Modernisierungspro-

gramm für den Schienenverkehr werden wir

die Voraussetzungen für eine Verdopplung

der Verkehrsanteile dieses besonders klima-

verträglichen Verkehrsmittels schaffen. Wir

setzen uns dafür ein, dass die zahlreichen

Ausnahmen des Flugverkehrs von der Auktio-

nierung im Emissionshandel, bei der Mehr-

wertsteuer und der Kerosinbesteuerung na-

tional, europäisch und international aufgeho-

ben werden. Als Land mit vielen Arbeitsplät-

zen in Automobil-, Luftfahrt- und Bahnindus-

trie liegt unser besonderes Augenmerk auf

nachhaltige, die Klimaschutzziele und die Ar-

beitsplätze langfristig sichernde Mobilitäts-

konzepte „Made in Germany“.

11. Die Klimaverträglichkeit von Landwirtschaft

und Lebensmittelproduktion werden wir

durch einen Maßnahmenplan steigern, der

u.a. Grünland vor Umbruch schützt, ehemali-

ge Feuchtgebiete aus der Verwendung als

Ackerland nimmt, die Überdüngung beendet

und Nachhaltigkeitsanforderungen für den

Anbau stellt.
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5.3 Versorgungssicherheit schaffen

12. Wir werden Modernisierung und Ausbau von

Strom-, Gas- und Fernwärmenetze als Teil des

von uns angestrebten neuen Infrastruktur-

konsenses vorantreiben, die die möglichst de-

zentrale Energieerzeugung absichern wird.

Mit einem von der Bundesregierung aufge-

stellten und durch den Deutschen Bundestag

beschlossenen Bundesnetzplan wird der Be-

darf des Netzausbaus und der Netzmoderni-

sierung festgelegt. Unter Wahrung der Bür-

gerbeteiligung werden wir die Genehmi-

gungsabläufe beschleunigen. Soweit es für

den rechtzeitigen Ausbau der Netze erforder-

lich wird, sind kostenintensivere Maßnah-

men wie Erdkabel bzw. Gleichstromübertra-

gung und Kapazitätserweiterung an beste-

henden Trassen vorzuschreiben.

13. Beim Ausbau des Leitungsnetzes greifen wir

die Idee Hermann Scheers auf, beim Netzaus-

bau vorrangig Infrastrukturtrassen wie die

der Deutschen Bahn oder der Autobahnen zu

nutzen. Wir prüfen, ob solche Trassen als

„Energiealleen“ genutzt, bzw. ergänzt wer-

den können, um Landschafteingriffe zu ver-

meiden 

14. Die Bundesnetzagentur bekommt weitere

Kompetenzen, um die Modernisierung und

den Ausbau der Netze vorantreiben zu kön-

nen. So sollen Erweiterungen ausgeschrieben

und technische Vorgaben z. B. für Smart Grids

und Smart Meter gemacht werden. Der Bun-

desnetzagentur müssen alle Daten zur Ver-

sorgungssicherheit, insbesondere die Last-

flüsse, zur Verfügung gestellt werden, um die

Bundesregierung bei der Erarbeitung des

Bundesnetzplans unterstützen zu können

und notwendige Maßnahmen zur Versor-

gungssicherheit treffen zu können.

15. Die Netzregulierung wird so verändert, dass

zukunftsorientierte Investitionen in Netzaus-

bau- und -modernisierung abgesichert wer-

den. Auch auf Verteilnetzebene sollen ange-

messene Investitionsbudgets verabredet

werden können, um Anreize für eine Weiter-

entwicklung der Verteilnetze zu geben. Eine

Erhöhung der Eigenkapitalrenditen für Aus-

bau und Modernisierung der Netze ist aus un-

serer Sicht nicht erforderlich.

16.Um zusätzliche Kapazität durch dezentrale,

hochflexible und hocheffiziente Kraftwerke

mit gesicherter Leistung zur Unterstützung

der fluktuierenden Einspeisung von Wind-

energie und Photovoltaik zu schaffen, wer-

den Investitionen in solche Kraftwerke bis

2020 durch Zuschüsse und Boni angereizt. Im

Fall von GuD-Kraftwerken erfolgt dies durch

einen Zuschuss von bis zu 15 % der Investiti-

onskosten aus den zusätzlichen Einnahmen

des europäischen Emissionshandels. Bei Bio-

masse, Wasserkraft und Geothermie erfolgt

dies durch Regelungen in der EEG-Novelle.

Anspruch auf diese Förderung haben nur die

Wettbewerber der großen vier Energieversor-

gungsunternehmen.

17. Neue fossile Kraftwerke müssen wenn sie

hocheffizient sind und ein Mindestmaß an

Flexibilität im Lastgang zur Unterstützung ei-

nes wachsenden Anteils Erneuerbare Ener-

gien erfüllen.

18. Eine Expertenkommission soll notwendige

Änderung an den Energiemärkten vorberei-

ten, damit in Zukunft auch die Vorhaltung

von Erzeugungs- und Speicherkapazitäten ei-

nen Marktwert erhalten. So wollen wir den

Anreiz für Investitionen in Erzeugungs- und

Speicherkapazitäten erhöhen.

19.Wir werden einen neuen nationalen Biomas-

seplan erstellen, um die nachhaltige Nutzung

einheimischer Biomasse und gleichzeitig die

Versorgungssicherheit zu erhöhen. Vorrang

sollen die Kaskadennutzung (rohstofflich und

energetisch) von Biomasse, die Nutzung in

hocheffizienten und dezentralen Blockheiz-

kraftwerken sowie die Nutzung als Treibstoff

für Schwerlastverkehr, Schifffahrt und Flug-
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verkehr haben. Der Biomasseplan soll auch

die Vermeidung von negativen Einflüssen auf

dritte Staaten – etwa im Bereich Lebensmit-

telerzeugung oder Biodiversität – ermögli-

chen. Wir streben auf höchster politischer

Ebene einen Nationalen Kraftstoffdialog mit

den Verbraucherinnen und Verbrauchern so-

wie Vertreterinnen und Vertretern der Wirt-

schaft an, um eine neue Mobilitäts- und

Kraftstoffstrategie für Deutschland zu erar-

beiten. Unser Ziel ist es, in einem breiten Dia-

log realistische Konzepte zur ressourcenscho-

nende Weiterentwicklung und Einführung

von Biokraftstoffen zu erarbeiten. 

20 Wir streben strategische Partnerschaften mit

Norwegen, Österreich und Schweiz zur Kom-

bination der Erzeugung und der Speicherung

von Erneuerbaren Energien an. Insbesondere

sollen Unternehmen in diesen drei Staaten

unter bestimmten Bedingungen Investitions-

anzeize bekommen, bestehende Laufwasser-

kraftwerke zu Pumpspeicherkraftwerken auf-

zurüsten, um Überschüsse deutscher Strom-

produktion speichern und - bei Bedarf - wie-

der abgeben zu können.

21. Wir werden die staatlichen Forschungspro-

gramme für die Strom- und Wärmespeiche-

rung, für Smart Grids und für die Bereitstel-

lung gesicherter Leistung Erneuerbarer Ener-

gien massiv aufstocken. 

5.4.Energieeffizienz zum Durchbruch bringen

22.Wir werden einen bundesweiten Innovations-

und Effizienzfonds mit einem Volumen von

jährlich einer Milliarde Euro einrichten, der

Effizienztechnologien bei Stromerzeugung

und Stromverbrauch voranbringen soll. Dazu

werden die öffentlichen Mittel für die For-

schung im Bereich Effizienz verstärkt.

23.Wir wollen Effizienz gezielt fördern: Die Stei-

gerung der Energieeffizienz muss zum ver-

pflichtenden Ziel eines jeden öffentlich geför-

derten Forschungsprogramms werden, seien

es Forschungsprogramme zur Produktions-

technologie, zur Materialforschung, zu neuen

Antriebstechnologien, zur Bauforschung, zu

Supraleitern o.a.

24. Durch eine Anpassung der Anreizregulierung

schaffen wir die Verpflichtung für Netzbetrei-

ber, umlagefähige regionale Effizienzfonds

einzurichten, die den Kunden bei der Einfüh-

rung von Effizienztechnologien und Energie-

einsparung helfen. Anbieter nicht netzgebun-

dener Energieträger wie Öl werden ebenfalls

dazu verpflichtet, regionale Effizienzfonds

einzurichten. Grundlage für diese Fonds sind

„weiße Zertifikate“, aber auch die Möglich-

keit zu regionalen Schwerpunktprogrammen.

25.Wir werden ein Hocheffizienz-Gesetz verab-

schieden, das ausreichend Instrumente zur

Erreichung der Effizienzziele der nationalen

Nachhaltigkeitsstrategie vorsieht und min-

destens 20 % des Primärenergieverbrauchs

von 2008 bis 2020 einsparen hilft. Darin soll-

te u.a. geregelt werden, dass die Energiever-

sorger ihren Kunden jährlich Energieeinspa-

rungen von mindestens einem Prozent an ih-

rem Energieverbrauch vorschlagen. Die Ener-

gieunternehmen dürfen nicht mehr nur Ver-

sorger sein, sie müssen auch Energieberater

für ihre Kunden werden.

26.Wir werden ein Tempolimit von 130 km/h auf

den Autobahnen einführen. Damit werden in

einem ersten Schritt schon Kraftstoffe einge-

spart, außerdem ist die Konstruktion weniger

stark motorisierter und insgesamt leichterer

Fahrzeuge möglich, die wesentlich effizienter

sind.

27.Steuerermäßigungen wie die Härtefallrege-

lungen bei Ökosteuer und EEG werden einge-

schränkt und nur noch gegen Nachweis eines

Energiemanagementsystems gewährt, um

die Subventionierung ineffizienter Anlagen

zu vermeiden. Die steuerrechtliche Absetz-

barkeit von Anschaffung und Betriebskosten
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bei Dienst- und Firmenwagen wird anhand

der EU-CO2-Flottenvorgaben begrenzt. Wir

werden das bestehende LKW-Maut-System

weiterentwickeln und die Einnahmen unter

anderem für die Stärkung von umweltfreund-

lichen Verkehrsträgern und die Entwicklung

innovativer Antriebstechnologien im Ver-

kehrssektor verwenden. 

28. Deutschland wird sich als High-Tech-Stand-

ort innerhalb der EU für ambitionierte und

verbindliche Effizienzvorgaben bei Verkehrs-

mitteln, Geräten und anderen energiever-

brauchenden Gütern einsetzen. Außerdem

verlangen wir standardisierte und verglei-

chende Effizienzkennzeichnungen bei allen

energieverbrauchenden Geräten inklusive

der Einführung der Top-Runner-Regelung.

29. Wir wollen den Anteil der Kraft-Wärme-

Kopplung am deutschen Strommix bis 2020

auf 25 % erhöhen. Dazu wird die KWK-Förde-

rung verlängert, die Einführungsförderung

von Mini- und Mikro-Blockheizkraftwerken

wieder aufgenommen, die Förderung des

Nah- und Fernwärmenetze-Ausbaus gestar-

tet, sowie die Ausweisung von Fernwärme-

Vorranggebieten erleichtert. KWK-Anlagen

müssen so konzipiert werden, dass künftig ei-

ne Nutzung von Bioenergie möglich ist. Der

Nachteil von KWK-Anlagen durch den Emissi-

onshandel gegenüber Gas- und Ölheizungen

wollen wir möglichst durch eine Einbindung

von Heizöl und Erdgas in den Emissionshan-

del beseitigen.

30. Wir werden das Ordnungsrecht so verschär-

fen, dass besonders ineffiziente Kraftwerke

modernisiert oder stillgelegt werden müssen.

Dafür wird ein langfristig verbindlicher Zeit-

plan geschaffen, um Investitionssicherheit zu

schaffen.

31. Für den Gebäudebestand werden – zusätzlich

zur Förderung der Gebäudesanierung und der

besseren Information von VerbraucherInnen

– Vorgaben zur energetischen Sanierung und

zur Nutzung von Erneuerbaren Energien bei

der Wärmeerzeugung entwickelt. Zuschüsse

werden verbindlich und degressiv ausgestal-

tet, um schnelles Handeln zu belohnen und

soziale Härten abzufedern. Die Erfolge des

Programms werden durch Stichproben und

ein Monitoring laufend überprüft.

32.Beim Neubau wird der Plus-Energie-Haus-

Standard ab 2018 Pflicht, schnellstmöglich

werden die energetischen Anforderungen

verschärft. 

5.5 100% Erneuerbare Energien

33.Wir wollen bis 2020 einen Anteil der Erneuer-

baren Energien am deutschen Strommix von

40 – 45 % erreichen, bis 2030 von mindestens

75 %. Mit diesem Ziel wird das EEG novelliert,

um den Ausbau zu beschleunigen, sowie eine

Speicherförderung und Boni für gezielte Er-

zeugung und Systemdienstleistungen zu er-

möglichen. Die Koordination von Verbrauch

und Erzeugung soll ebenso gefördert werden. 

34.In einer Vereinbarung verpflichten sich die

Bundesländer zu einem Mindestausbau von

Erneuerbarer Energien zur Stromerzeugung.

Diese Verpflichtung können und sollen sie

auf die kommunale Ebene herunter brechen.

Der in der Vereinbarung festgelegte verstärkt

dezentrale Ausbau der Erneuerbaren Ener-

gien wird Grundlage für die Bundesnetzpla-

nung, um die Notwendigkeit des Netzaus-

baus zu minimieren.

35.Wir werden auf Bundes- und Länderebene

planerische und rechtliche Hindernisse insbe-

sondere für den Ausbau der kostengünstigen

Onshore-und Offshore Windenergie beseiti-

gen und uns für die Überprüfung europa-

rechtlicher Restriktionen einsetzen.

36. Die Degression bei der Photovoltaik wollen

wir beibehalten und den Eigenverbrauch von

Solarstrom stärken, gerade auch in Mietshäu-



Neue Energie Seite 21

sern. Durch eine regionale Staffelung wollen

wir den Ausbau der Photovoltaik in den bis-

her weniger zum Zug gekommenen nördli-

chen und östlichen Bundesländern fördern,

auch wegen des dort geringeren Ausbaube-

darfs der Verteilnetze.

37.Mit einer vorübergehenden Risikoabsicherung

für Projekte der Tiefen-Geothermie wollen

wir dieser Form der Energieerzeugung zum

Durchbruch verhelfen.

38.Den gesetzlichen Einspeisevorrang für Erneu-

erbare Energien wollen wir beibehalten und

in der Praxis durchgängig durchsetzen, das

Abregeln von Erneuerbare-Energien-Anlagen

stärker begrenzen und die von den Verbrau-

cherinnen und Verbrauchern ggf. doppelt be-

zahlte, aber vermeidbare Überkapazitätsein-

speisung fossiler und nuklearer Stromerzeu-

gung abstellen.

39. Wir werden die Transparenz im EEG erhöhen.

Dazu sollen die vermiedenen Umweltkosten

sowie preissenkende Effekte durch erneuer-

bar erzeugten Strom für den Verbraucher

dargestellt werden. Bei Ermittlung und Dar-

stellung der EEG-Umlage soll so umgestellt

werden, dass neben den Kosten auch der

Nutzen deutlich wird. Die Verpflichtung zur

Grünstromvermarktung des EEG-Stroms soll

die Kosten für die Förderung der Erneuerba-

ren Energien weiter senken helfen.

40. Das Marktanreizprogramm für Wärme- und

Kälteerzeugung mit Erneuerbaren Energien

werden wir aufstocken und verlässlich versteti-

gen, um einen maximalen Arbeitsplatz- und

Markteffekt zu erzielen. Auch das Marktanreiz-

programm trägt dazu bei, dass bei der Wärme-

/Kälteerzeugung in Gebäuden bis 2050 eine

einhundertprozentige Versorgung mit Erneuer-

baren Energien bei gleichzeitig drastisch gestei-

gerter Energieeffizienz erreicht werden kann.

41. Die DB Energie als Tochter eines reinen Bundes-

unternehmens soll auf 100 % Erneuerbare Ener-

gien umgestellt werden, damit der gesamte

elektrifizierte Bahnverkehr CO2-frei wird.

5.6 Energiewende für Alle ermöglichen

42. Wir führen mit dem Effizienzfonds (s. Punkt

22) ein Mikrokredit- und ein Sonderpro-

gramm Energieeffizienz für einkommens-

schwache Haushalte und KMU ein, um diesen

die Investition in energieeffiziente und dau-

erhaft günstigere Technologien zu ermögli-

chen. Insbesondere wird auch die Energiebe-

ratung von KMU und einkommensschwa-

chen Haushalten ausgebaut.

43.Der Zuschuss für die KfW-Programme „Ener-

gieeffizient Bauen und Sanieren“ wird sofort

wieder auf 2 Mrd. Euro jährlich angehoben

und dann schrittweise ausgebaut und gesetz-

lich für zehn Jahre gesichert, um die Marktak-

teure zur Schaffung von Arbeitsplätzen und

Fertigungskapazitäten zu ermuntern. 

44. Insbesondere werden wir die Förderung der

energetischen Sanierung von Mietwohnun-

gen verbessern und mit der Verpflichtung zur

geringeren jährlichen Umlage der Investiti-

onskosten auf die Mieterinnen und Mieter

verbinden, um einen Anstieg der Warmmie-

ten kurzfristig zu verhindern und gleichzeitig

die Mieterinnen und Mieter vor steigenden

Öl- und Gaspreisen zu schützen. Die Förde-

rung erfolgt nur, wenn die energetische Sa-

nierung deutlich gegenüber entsprechenden

Vorschriften vorgezogen wird. In Gebäuden,

die nicht den gesetzlichen Energieeffizienz-

vorgaben entsprechen, werden wir ein Recht

zur Begrenzung der Heizkostenzahlung für

die Mieterinnen und Mieter einrichten.

45.Durch die Erleichterung der Rekommunalisie-

rung von Energienetzen und Energieerzeu-

gung schaffen wir mehr Wettbewerb auf den

Energiemärkten und verhindern damit über-

höhte Monopolpreise. U.a. werden wir den

Verkauf der Energienetze beim Ende von Kon-
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zessionen transparent und verbindlich regeln

sowie die Netzregulierung stadtwerk-

efreundlicher ausgestalten.

46. Um die Verbraucherinnen und Verbraucher

auf dem deregulierten Energiemarkt vor

überzogenen Preisen, unfairen Anbietern und

schlechten Vertragsbedingungen zu schüt-

zen, werden wir neben einer verbesserten

staatlichen Kontrolle eine Nichtregierungsor-

ganisation mit der Aufgabe eines „Markt-

wächters Energie“ beauftragen und diese fi-

nanziell in die Lage versetzen, den Markt zu

beobachten, die Verbraucherinnen und Ver-

braucher zu informieren und juristisch gegen

„Abzocke“ der Kunden vorzugehen.

47.Sollten die Energiepreise aufgrund von Verän-

derungen am Weltmarkt oder im Rahmen der

Energiewende steigen, werden wir über Son-

derauswertungen prüfen, ob Transferzahlun-

gen entsprechend angepasst werden müssen.

5.7 Industriepolitik in der Energiewende

48. Im internationalen Wettbewerb stehende

energieintensive Industrien erhalten, wenn

es die Wettbewerbsfähigkeit der Branche er-

fordert, auf den durch Energiemanagement

nachgewiesen notwendigen Energiever-

brauch weiter ermäßigte Steuersätze und Ab-

gaben. Die entsprechenden Regelungen wer-

den dabei aber konkretisiert, um Mitnahme-

effekte auszuschließen und Effizienzbemü-

hungen nicht zu konterkarieren.

49. Wir setzen uns bei der EU weiter für eine Aus-

nahme energieintensiver und im internatio-

nalen Wettbewerb stehender Branchen von

der Versteigerungspflicht der CO2-Zertifikate

ein. Dabei muss ein praxistauglicher an-

spruchsvoller Benchmark gelten, um diese

Härtefallregelung nur für nicht vermeidbare

Emissionen wirken zu lassen. Für energiein-

tensive Unternehmen, die vor allem Strom

benötigen, prüfen wir einen eng gefassten

Ausgleich aus den Einnahmen des Emissions-

handels ab 2013.

50. Die Forschungsförderung für Effizienzverbes-

serungen und Substitution energieintensiver

Prozesse/Technologien in der Industrie wer-

den wir deutlich ausbauen.

51. Wir werden eine bundeseinheitliche Regelung

für die Nutzung von CCR in Zusammenhang

mit Industrie- und Biomasseanlagen schaf-

fen, um mit dieser Technologie die Vereinbar-

keit von energieintensiven Grundstoffindus-

trien und den ambitionierten nationalen Kli-

maschutzzielen zu erleichtern. Die Forschung

in diesem Bereich werden wir besonders stark

ausweiten. Im Bereich von CCS werden wir

Technologie, Sicherheitsmaßnahmen und

Monitoring in gesonderten großtechnischen

Forschungsprojekten demonstrieren. Eine

Förderung von CCS für fossile Großkraftwer-

ke erfolgt nicht.

5.8.Energiewende institutionell verankern

52.Um eine dauerhafte Beteiligung von Wissen-

schaft, Wirtschaft und Gesellschaft am Pro-

zess der Energiewende zu sichern, schaffen

wir ein Bürgerforum Energie beim Deutschen

Bundestag. Hier können energiepolitischen

Weichenstellungen debattiert und begleitet

werden.

53.Analog des Wehrbeauftragten des Deutschen

Bundestages installieren wir einen Parla-

mentsbeauftragten für die Energiewende.

54.Wir bündeln die Kompetenzen der Energiepo-

litik aus dem Wirtschafts-, Umwelt- und Ver-

kehrsministerium in einem Energieministeri-

um.


